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Für uns ist klar: Die Abschiebehaft bleibt die Ultima 
Ratio. Das wird auch gemessen an den Zahlen in 
Nordrhein-Westfalen klar und deutlich.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

An die Adresse der Piraten gerichtet sage ich: Auch 
wenn man grundsätzlich eine andere Haltung zu ei-
nem Sachverhalt, beispielsweise der Abschie-
bungshaft, hat, ist ein Gesetzgeber – und Sie sind 
Teil dieser Gesetzgebung – verpflichtet, im Sinne 
der Betroffenen an einem solchen Gesetzgebungs-
verfahren mitzuarbeiten,  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das haben wir 
gemacht!) 

und darf sich nicht einen schlanken Fuß machen 
und in die Verantwortungslosigkeit flüchten. – Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung erstens über den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/9521. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 16/10433, den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/9521 in der Fassung 
seiner Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit 
zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung und 
nicht über den Gesetzentwurf.  

Wer dieser Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses zustimmen möchte, den darf ich um sein 
Handzeichen bitten. – Das sind die Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt ge-
gen diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
CDU-Fraktion und die Piratenfraktion. Wer enthält 
sich der Stimme? – Das sind die Abgeordneten der 
FDP-Fraktion. Damit stelle ich fest, dass die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/10433 ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
16/9521 in der Fassung der Beschlussempfeh-
lung in zweiter Lesung verabschiedet ist. 

Ich lasse zweitens über den Entschließungsantrag 
der Piratenfraktion Drucksache 16/10492 abstim-
men.  

Wer stimmt dem zu? – Das ist die Piratenfraktion. 
Wer stimmt dagegen? – SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP. Enthält sich ein Kollege der 
Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/10492 abge-
lehnt. 

Ich rufe auf: 

11 Gesetz zur Neuregelung der Höchstalters-
grenzen für die Einstellung in ein Beamten-
verhältnis und zur Befristung der Altersteil-
zeitregelung 

Gesetzentwurf 

der Landesregierung 
Drucksache 16/9759 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/10434 

zweite Lesung 

Alle fünf Fraktionen haben sich darauf verständigt, 
die Reden  zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 2)  

Wir kommen somit unmittelbar zu Abstimmung. Der 
Innenausschuss empfiehlt in Drucksache 16/10434, 
den Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. Wir 
kommen somit zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf Drucksache 16/9759 selbst.  

Wer ist für diesen Gesetzentwurf? – Das sind die 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die Piratenfraktion. Wer enthält sich? 
Das sind die Fraktionen von CDU und FDP. Damit 
stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 
16/9759 angenommen und in zweiter Lesung ver-
abschiedet ist. 

Ich rufe auf: 

12 Gesetz zur Förderung der elektronischen 
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10379 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs hätte ich für die 
Landesregierung Herrn Minister Jäger das Wort er-
teilt, wenn mir nicht soeben zugerufen worden wäre, 
Sie seien bereit, Herr Minister, Ihre Rede  aus-
nahmsweise zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 3) – Vielen Dank. Das passt recht gut; denn eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der Ältes-
tenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs Drucksache 16/10379 an den Innenaus-
schuss – federführend – sowie an den Rechtsaus-
schuss. Wer ist für diese Überweisungsempfeh-
lung? – Ist jemand dagegen oder enthält sich der 
Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist diese 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

13 Dienstrechtsmodernisierungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Dienstrechtsmo-
dernisierungsgesetz – DRModG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10380 
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